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Radiostationen, die heute über den Kanton Uri berichten, dies auch in Zukunft in mindestens glei­

chem Umfang und mit unveränderten journalistischen Leistungen tun können. 

Die digitale Verbreitung über DAB+ erfolgt nicht direkt durch die jeweilige Radiostation, sondern 

über eine externe Verbreitungsplattform. Die vorliegende RTVV-Revision sieht für die privaten Radio­

stationen keinen rechtlichen Anspruch auf eine digitale Verbreitung der Programme vor. Der fehlen­

de gesetzliche Anspruch auf die digitale Verbreitung führt zu einer grossen Unsicherheit bei den pri­

vaten Anbietern. 

Der Kanton Uri schliesst sich deshalb der Forderung des Verbandes Schweizer Privatradios (VSP) an, 

der die Verlängerung der bisherigen Veranstalterkonzession für Radio auf Gesuch hin bis zur definiti­

ven Abschaltung von UKW verlangt. Da der Leistungsauftrag mit der Veranstalterkonzession verbun­

den ist, kann damit gleichzeitig sichergestellt werden, dass der Kanton Uri auch in Zukunft aus ver­

schiedenen Kanälen mit Informationen versorgt wird. 

Radio Central deckt mit seiner Berichterstattung neben den städtischen Ballungszentren von Luzern 

und Zug auch die Berg- und Randregionen der Kantone Schwyz, Uri, Glarus, Obwalden und Nidwal­

den ab. Der Kanton Uri unterstützt den Antrag von Radio Central, dass es neu einen Leistungsauftrag 

mit Abgabe-Anteilen für die Bergregionen der Zentralschweiz und des Kantons Glarus erhalten soll. 

Damit wird Radio Central gleichgestellt mit anderen Radiostationen, die in vergleichbaren geografi­

schen Regionen senden, und der Kanton Uri erhält die Gewähr, dass seine Randregionen weiterhin 

mit regionalen Nachrichten versorgt werden. 

Des Weiteren beantragen wir, dass das Gebührensplitting mit Blick auf die Medienvielfalt einer 

Überprüfung unterzogen wird. Dies mit dem Ziel, dass ähnlich gelagerte Medienanbieter über gleich 

lange Spiesse verfügen und damit die gesellschaftlich und demokratiepolitisch bedeutende Medien­

vielfalt in den Regionen aufrechterhalten werden kann. Heute zeigt sich, dass Radio und TV im selben 

Wirtschaftsraum kaum mehr unterschieden werden können, da die Medienhäuser zunehmend eine 

Konvergenzstrategie verfolgen und dieselben Inhalte über unterschiedliche Medien (Radio, TV, Inter­

net) verbreiten. Wir empfehlen - vier Jahre nach der Erhöhung der Gebührensplitting-Beiträge von 

2013 - dringend eine Ist-Analyse zu erarbeiten. Dabei soll eine Gesamtbetrachtung sowohl der Verla­

ge/Medienunternehmen mit Gebührenanteilen (Radio oder TV) als auch der Radio- und Fernsehan­

bieter ohne Gebührenanteile vorgenommen werden. 

Radio SRF und die Privatradios haben sich in der Vergangenheit gemeinsam als wichtige Informati­

onsvermittler zwischen den Behörden und der Bevölkerung in Krisensituationen erwiesen. Besonders 

wertvoll war die rasche, zuverlässige und flächendeckende Information, beispielsweise während der 

Hochwassersituation im Jahr 2005. Der Kanton Uri fordert, dass diese breite Abstützung auch in Zu­

kunft erhalten werden kann. Dies ist umso bedeutender, als durch die Umstellung der Radioverbrei­

tung von UKW auf DAB+ im Katastrophenfall eine unnötige Lücke in der Behördeninformation droht. 

Für das aktuelle, über UKW betriebene Radio-Notsendernetz ist bis heute kein Ersatz ersichtlich. Da­

her ist eine kleine UKW-Versorgung durch SRF und Private beizubehalten bis die gleichwertige Ver­

sorgung mit DAB+ gewährleistet ist. Entsprechende Sendeanlagen dazu sind vorhanden. 




